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„D ie Welt ist keine Ware“ ist seit mehreren Jah-
ren der Slogan der globalisierungskritischen 

Bewegung. Er wendet sich gegen die Tendenz, mög-
lichst alle Bereiche des gesellschaftlichen Lebens und 
sogar das Leben selbst dem Imperativ der Verwertung 
zu unterwerfen. Die Welt ist in weiten Teilen längst 
eine Ware und der Rest, jenseits der Warenform, soll 
in gesellschaftlichen Kämpfen längst nicht mehr nur 
von links einer anstehenden Privatisierung entzogen 
werden. Ob damit eine andere Welt tatsächlich möglich 
ist bzw. welche Relevanz hierbei z.B. öffentliche Güter 
haben, darüber lässt sich trefflich streiten. Bereits bei 
den grundlegenden Begriffen ist eine Verständigung 
notwendig.

Der Begriff der öffentlichen Güter stammt ur-

sprünglich aus den Wirtschaftswissenschaften, dort 
diskutiert man seit den 50er Jahren, ob es bestimmte 
Eigenschaften von Gütern gibt, die zu deren staatlicher 
Regulierung Anlass geben. Zwei zentrale Kriterien wur-
den dafür entwickelt: a) Nicht-Ausschließbarkeit und 
b) Nicht-Rivalität im Konsum. Ersteres gilt, wenn Gü-
ter physisch so beschaffen sind, dass Nutzer entweder 
schwer oder gar nicht vom Gebrauch ausgeschlossen 
werden können, das zweite Kriterium gilt, wenn der 
Nutzen einer Person durch den Nutzen einer anderen 
Person nicht geschmälert wird. Das klassische Beispiel 
ist der Leuchtturm: Wenn dessen Licht strahlt, kann 
ein Schiff von der Nutzung nicht ausgeschlossen wer-
den. Ebenso schmälert die Nutzung des Lichts durch 
ein Schiff nicht die Nutzung durch ein anderes; im Kon-
sum wird es nicht verbraucht sondern gebraucht. In den 

Die Legitimationskrise der Privatisierung leitet eine zweite Phase 
ein. Der Kampf um Öffentliche Güter ist nicht zu Ende.

privatize me! Bevölkerung in der Bundesrepu-
blik gegen weitere Privatisierungen 
aus. Immer mehr Kämpfe gegen 
den Ausverkauf öffentlichen Ei-
gentums auf lokaler, regionaler 
und bundesweiter Ebene verspre-
chen Erfolg. Dabei zeigt sich jedoch 
auch: So vielfältig die von Staat 
und Kapital vorangetriebenen Pri-
vatisierungen sind, so vielschichtig 
sind auch die Motive aus denen 
Menschen gegen Privatisierung 
aktiv werden. Nicht zwangsläufig 
geht mit dem Engagement in die-
sem Feld auch eine grundlegende 
Kritik am kapitalistischen Gesell-
schaftssystem einher. Dabei zeigt 
sich an den Privatisierungen ganz 
deutlich, wie die kapitalistische 
Gesellschaft funktioniert: Nicht 
die Bedürfnisse der Bevölkerung 
stehen im Mittelpunkt des Wirt-
schaftens, sondern die Profite des 
Kapitals. Die Menschen werden zu 
einem bloßen Mittel für den hö-
heren Zweck degradiert, aus Geld 
noch mehr Geld zu machen. In 
den Auseinandersetzungen um die 
Privatisierung öffentlichen Eigen-
tums tritt dies offen zu Tage. Des-
halb haben diese Kämpfe auch das 
Potential, immer mehr Menschen 
anzuregen über gesellschaftliche 
Alternativen jenseits des Kapitalis-
mus nachzudenken.   

Den Klimawandel nutzen
Das gesellschaftliche Klima ist 
also günstig für die radikale Linke 
um in die Kämpfe gegen Privati-
sierung zu intervenieren und an-
tikapitalistische Positionen in die 
Gesellschaft hineinzutragen. Wir 
hoffen, dass in Zukunft der neo-
liberalen Parole „Liberalisieren!, 
Deregulieren!, Privatisieren!“ noch 
stärker als bisher ein andere Parole 
entgegengehalten wird: „Privati-
sierung stoppen! Alles für alle statt 
Profite fürs Kapital!“. Diese Bro-
schüre möchte dazu einen Beitrag 

leisten. Wir haben verschiedene 
AutorInnen gebeten, einerseits 
„Privatisierung“ aus verschiedenen 
Blickwinkeln zu beleuchten und 
andererseits Handlungsmöglich-
keiten für eine radikale Linke in 
diesem Feld aufzuzeigen. Dabei 
sollten gerade AktivistInnen im 
Kampf gegen die neoliberale Priva-
tisierung zu Wort kommen. 

Zum Inhalt der Broschüre
Sabine Nuss und Ingo Stützle 
erklären (ab S. 5), was Privatisie-
rung ist und welchen Zweck sie hat 
und warum ihre Legitimationskri-
se eine zweite Phase im Kampf da-
gegen einläutet. Joachim Bischof 
beschreibt (ab S. 9) Privatisierung 
als zentrales Ziel neoliberaler Ge-
sellschaftspolitik und umreißt eine 
mögliche Gegenstrategie für eine 
sozialistische Linke. Die Initiative 
Zukunft Bethanien berichtet (ab 
S.12) von ihrem (teilweise) erfolg-
reichen Kampf gegen Privatisie-
rung in Berlin-Kreuzberg und wie 
es jetzt weiter geht. Raul Zelik 
erläutert (ab S.16) warum es sich 
bei Privatisierung um ein „Gewalt-
projekt“ handelt und warum sich 
trotzdem oder gerade deshalb der 
Widerstand dagegen lohnt. Mann-
fred Szameitat macht deutlich (ab 
S. 20) in welchem Zusammenhang 
Privatisierung und Klassenkampf 
stehen und warum Antiprivatisie-
rung ein Kampffeld für eine anti-
kapitalistische Linke ist. Werner 
Rügemer (ab S. 23) gibt einen 
Überblick über die bisherige Priva-
tisierungsgeschichte der Bundesre-
publik und erklärt das Zusammen-
spiel von Staat und „Kapitallobby“ 
bei Privatisierungen von öffent-
lichem Eigentum. Alexis Passa-
dakis beschreibt in seinem Artikel 
(ab S. 25) die lokalen und globalen 
Auswirkungen der Wasserprivati-
sierung und den Widerstand gegen 
eben diese. Die „Initiative Me-

diaspree versenken!“ stellt (ab 
S.28) sich und ihren Kampf gegen 
ein städtebauliches Mammutpro-
jekt in Berlin vor. Mario Candeias 
widmet sich (ab S. 33) der Krise 
der Privatisierung und erläutert 
warum Antiprivatisierungskämpfe 
die Frage nach Macht und Eigen-
tum stellen. Thomas Seibert wagt 
(ab S. 37) eine erste Annäherung 
an eine Politik öffentliche Güter 
und unterstreicht warum er diese 
für eine gute Strategie im Kampf 
gegen Privatisierung hält. Andrej 
Holm beantwortet (ab S. 40) die 
Frage, warum Wohnungsprivatisie-
rungen weiter im Trend liegen und 
setzt sich mit der verbreiteten Heu-
schrecken-Metapher auseinander. 
Karin Baumert stellt die Berliner 
Kampagne gegen Zwangsumzüge 
vor (ab S 42) 

Gegen Privatisierung in 
Bewegung kommen!
Wir verstehen diese Broschüre als 
einen Beitrag zu einer breiten anti
kapitalistischen Bewegung gegen 
Privatisierung. Zugleich können 
wir versprechen, dass  es nicht un-
ser letzter sein wird. Verschiedene 
Veranstaltungen und andere Ak-
tivitäten sind bereits geplant. Wir 
wollen und werden es freilich nicht 
bei einer bloßen theoretischen Aus-
einandersetzung mit Privatisierung 
belassen. Wir möchten mit ande-
ren AktivistInnen ins Gespräch 
kommen, Bündnisse schließen und 
nicht zuletzt unseren Zorn über die 
Privatisierungs-Wut auf die Stra-
ßen tragen!   

Viel Spaß bei der Lektüre der Broschü-
re und viel Erfolg im Kampf gegen die 
Gesamtsituation...
 

... wünscht Euch Eure 
Antifaschistische Linke Berlin [ALB]
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über diese enge Vorstellung hinausgehenden Debatten 
um öffentliche Güter herrscht dagagen weitgehend 
Konsens, dass es von gesellschaftlichen Verhältnissen 
abhängt, ob ein Gut öffentlich oder privat ist. Es gibt 
„von Natur aus“ kein öffentliches Gut. Die stoffliche 
Beschaffenheit spielt zwar eine Rolle, aber nur indem 
von der stofflichen Beschaffenheit abhängt, ob bei 
einem Gut die „Nicht-Öffentlichkeit“ mit größerem 
oder kleinerem Aufwand herzustellen ist. Marx zufol-
ge sind öffentliche Güter allgemeine Verwertungsbe-
dingungen des Kapitals. Sie werden seitens des Staates 
solange finanziert, wie sie für das private Kapital nicht 
rentabel sind. Öffentliche Güter sind daher die „allge-
meinen Produktionsbedingungen“, „travaux publi-
ques“ (MEW 42, 437), sie sind die Bedingungen für 
die Aufrechterhaltung des kapitalistischen Reproduk-
tionsprozesses. „Die allgemeinen, gemeinschaftlichen 
Bedingungen der Produktion - solange ihre Herstel-
lung durch das Kapital als solches, unter seinen Be-
dingungen noch nicht geschehen kann - werden daher 
bestritten aus einem Teil der Revenue des Landes - der 
Regierungskasse“ (MEW 42, 439). Wie kommt es nun, 
dass der Staat die „allgemeinen, gemeinschaftlichen 
Bedingungen der Produktion“ seit einiger Zeit zuneh-
mend privatisiert? 

Zunächst: Die Redeweise „der Staat“ klingt, als wäre 
der Staat ein monolithischer Block, der gleich einem 
Subjekt agiert. Nur auf einer sehr hohen Abstraktions
ebene lässt sich von „der Staat“ reden. Als solcher agiert 
er als „ideeller Gesamtkapitalist“ und verfolgt so etwas 
wie ein Gesamtinteresse seines nationalen Kapitals. Da-
bei ist er idealerweise an einer maximal erfolgreichen 
Akkumulation dieses Kapitals interessiert. Auf diese 
ist er auch angewiesen, denn er lebt von den Steuern, 
die er von erfolgreichen Geschäftstätigkeiten und vom 
Einkommen der Staatsbürger abschöpfen kann. Doch 
das Gesamtkapital ist alles andere als widerspruchs-
frei zu maximieren, denn es besteht aus Millionen von 
Einzelkapitalen die in Konkurrenz zueinander stehen. 
Zwangsläufig führt dies immer wieder zum Niedergang 
einzelner Kapitale. Nun ist der Staat kein allwissendes 
Meta-Subjekt, sondern eine Verdichtung unglaublich 
vieler sich überlagernder und widersprechender Ein-
zelinteressen, mit unterschiedlicher Macht ausgestat-
tet und in  hierarchischen Herrschaftsverhältnissen 
organisiert. Über Aushandlungsprozesse in der bürger-
lichen Öffentlichkeit und im Diskurs um das „Allge-
meinwohl“ setzt sich dieses allgemeine Kapitalinteres-
se nicht nur gegen, sondern auch mit Zustimmung der 
ausgebeuteten Klasse durch. Staatsaufgaben wie Jus

tiz, Armee und Polizei, die auch als „öffentliches Gut“ 
bezeichnet werden, müssen in letzter Instanz dabei hel-
fen, das „Allgemeinwohl“ durchzusetzen. Neben diesen 
„harten“ Staatsaufgaben, die der Staat nie voll aus der 
Hand geben wird, existieren noch weitere Aufgaben, 
die der Staat garantiert, nämlich dann, wenn sie das 
Einzelkapital aus Gründen mangelnder Rentabilität in 
der benötigten Form nicht produziert, sie aber als allge-
meine Produktionsbedingungen für das Kapital benö-
tigt werden. Dies traf historisch z.B. auf Infrastruktur, 
Bildung, Gesundheit zu. Bereits hier zeigt sich, dass 
das Set an öffentlichen Gütern nicht fix ist. Vielmehr 
sind es je spezifische Konstellationen und Kräftever-
hältnisse, die den Staat dazu bewegen Gebrauchswerte 
bereitzustellen, die nicht mit dem Zweck der Gewinn-
maximierung auf dem Markt verkauft werden.

Während nach der Weltwirtschaftskrise bis in die 
1970er Jahre eine staatlich garantierte Energieversor-
gung Grundlage der Prosperitätsphase des Fordismus 
war, sind in den letzten Jahren die großen, inzwischen 
privatisierten Energieunternehmen zu global player 
aufgestiegen. Ähnlich verhält es sich mit der kommu-
nalen Wasserversorgung. 

Oder auch mit der Bildung in Deutschland. Ende 
der 1960er Jahre mangelte es der Wirtschaft an aka-
demischen Fachkräften. Durch gezielte Förderung 
von Arbeiterkindern sollte dieses Defizit ausgeglichen 
werden. 1970 wurde das Hörgeld abgeschafft und 1972 
trat das Bundesausbildungsförderungsgesetz (Bafög) 
in Kraft. Bildung wurde Bürgerrecht. Damit zeigt sich 
auch, dass zum Beispiel das öffentliche Gut „Bildung“ 
nicht einfach als Widerpart zu einer allgemeinen Öko-
nomisierung verstanden werden kann. Genau der nicht 
warenförmige Charakter von Bildung war in dieser Pha-
se für die Wirtschaft funktional – und nochmal: nicht 
weil es eine Staatszentrale so gesetzt hätte, sondern 
weil sich die verschiedenen Interessen in der Gesell-

schaft aus ganz unterschiedlichen Motiven entspre-
chend artikuliert und durchgesetzt haben. 

Neoliberalismus: Privatisierung  
als Programm

Eines der zentralen Ziele neoliberaler Politik ist 
Privatisierung. Das liegt vor allem daran, dass der 
Markt als die angeblich zentrale und effizienteste 
Instanz durchgesetzt wurde. In der Neoklassik, der 
herrschenden Schule der Wirtschaftslehre, gilt jeder 
Eingriff in den Markt als Störfaktor. Verschiedene 
Diskursstränge kumulierten ab den 1970er Jahren in 
Debatten über Deregulierung, die in vielen Ländern in 
„unabhängigen“ Kommissionen zu Telekommunikati-
on, öffentlicher Nah- und Fernverkehr, Energieversor-
gung etc. führte. Damit gelang es, Stichwortgeber und 
wissenschaftliche Stützpunkte- für neoliberale Politik 
zu etablieren.

Dem Neoliberalismus gelang aber nicht einfach 
durch die Etablierung der Neoklassik der Siegeszug. 
Bestimmte Diskurse oder Diskursstränge existieren 
bereits, bevor sie hegemonial wirkmächtig werden. Wa-
rum sich ein Diskurs jedoch gegen einen anderen durch-
setzt, ist nicht einfach eine Frage der geschickteren 
Medienpolitik oder der Einflussnahme auf mächtige 
Meinungsträger in der Politik und Wirtschaft.

In der Krise des Fordismus kumulierten mehrere 
Momente. Um nur einige zu nennen: Mit dem Ende 
des Währungssystems von Bretton Woods veränderten 
sich die Bedingungen der nationalen Geldpolitik. Wäh-
rungen konnten als Ware gehandelt werden. Die Zen-
tralbanken müssen seitdem stärker auf den Außenwert 
achten. Zeitgleich drängte das Geldkapital angesichts 
der hohen Inflationsraten auf Preisstabilität. Die starke 
Organisations- und Produktionsmacht der Arbeiter
Innen und die ausgereizten Produktivitätsreserven 
im Rahmen des tayloristisch-fordistischen Produk

„Welche Form der Privatisierung auch immer gewählt wird, es 
lassen sich damit zwei zentrale Momente kapitalistischer Pro-
duktion aktivieren: Drastische Senkung der Löhne und Produk-
tivkraftsteigerung“
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tionsmodells führten zu einem Druck auf die Profitrate. 
Damit war eine für den Kapitalismus relativ lange Pha-
se eines stabilen Kompromissgleichgewichts zu Ende. 
Neben der Reorganisation der Produktion, dem Druck 
auf die Löhne und der Investition in Finanztitel war und 
ist die Privatisierung einer ganzen Palette öffentlicher 
Güter eine der zentralen Strategien, um dem nach Anla-
gemöglichkeiten suchenden Kapital neue und lukrative 
Optionen zu eröffnen.

Daneben haben auch politische Institutionen die 
Privatisierung vorangetrieben. So drängte die EU im 
Zuge der Herstellung des Binnenmarktes bereits in 
den 1980er Jahren auf Privatisierungen. Aber auch 
das GATS-Abkommen von 1995, das vor allem die 
Liberalisierung des Dienstleistungsbereichs zum Ziel 
hat, drängt auf eine Privatisierung der öffentlichen 
Versorgung. Damit werden bestimmte Produktionen 
unter das Kapitalverhältnis subsumiert und in den Ver-
wertungszusammenhang eingesogen. Dieser Prozess 
kann völlig legal vonstatten gehen, mit Hilfe geistiger 
Eigentumsrechte oder der schlichten Übertragung von 
Rechtstiteln. Weshalb der Begriff der „Enteignungsö-
konomie“, zu dessen „Schlüsselelementen“ die Priva-
tisierung zählt, nicht streng rechtlich als Enteignung, 
sondern vielmehr moralisch verstanden werden muss, 
ganz im Sinne des Unterschieds von „illegal“ und „il-
legitim“.

Die Privatisierung vormals staatlich produzierter 
Güter kann idealtypisch in zwei Modellen erfolgen. 
Zu unterscheiden ist die formelle Privatisierung (das 
Unternehmen bleibt im Eigentum der staatlichen Su-
bentitäten, aber das Produkt oder die Dienstleistung 
selbst wird nach privatwirtschaftlichen Kriterien er-
bracht) von der materiellen Privatisierung (das Unter-
nehmen wird ganz oder in Teilen an Private verkauft). 
In beiden Fällen wandelt sich der Produktionszweck, 
das heißt, die Handlungslogik bei der Bereitsstellung 
von Gütern. Bei der Produktion eines öffentlichen 
Gutes steht die Versorgungssicherheit der Nutzer im 
Mittelpunkt, Gewinnzwecke sind nachrangig oder zu-
mindest gleichrangig, solange nicht die Versorgung ge-
fährdet ist. Bei der privatkapitalistischen Produktion 
einer Ware ist die Maximierung des Profits der Zweck. 
Irrelevant ist, ob alle Menschen gleichen Zugang haben. 
Welche Form der Privatisierung auch immer gewählt 
wird, es lassen sich damit zwei zentrale Momente ka-
pitalistischer Produktion aktivieren: Drastische Sen-
kung der Löhne und Produktivkraftsteigerung. Da es 
sich allerdings meist um Dienstleistungen handelt, ist 

D ie Tendenz, öffentliche Gü-
ter und Dienstleistungen 

von allgemeinem Interesse der Ka-
pitalverwertung zu öffnen, ist in 
Westeuropa und Deutschland un-
gebrochen. Kein Bereich der öffent-
lichen Güter und Dienstleistungen 
bleibt ausgespart. Im»goldenen 
Zeitalter« des Kapitalismus, also 
dem Nachkriegszeitraum bis in die 
1970er Jahre (vgl. ausführlich Bi-
schoff 2003), wurde die Bereitstel-
lung dieser öffentlichen Güter und 
Dienstleistungen von allgemeinem 
Interesse überwiegend von Unter-
nehmen und Institutionen betrie-
ben, die entweder im öffentlichen 
Eigentum oder unter strikter öf-
fentlicher Kontrolle standen. In den 
letzten Jahrzehnten hat sich dieses 

Mischungsverhältnis verändert.
Öffnung öffentlicher Güter 

und Dienstleistungen für die Kapi-
talverwertung heißt: Überführung 
von öffentlichem – kommunalen, 
genossenschaftlichem etc. – Eigen-
tum in privatkapitalistische Un-
ternehmen und Umwandlung von 
Dienstleistungen von allgemeinem 
Interesse in kapitalistisch produ-
zierte Waren. Diese Transforma-
tion von öffentlichen Unterneh-
men in Kapitalgesellschaften kann 
verschiedene Formen annehmen; 
wenn beispielsweise bei Kranken-
häusern, Stadtwerken oder soge-
nannten kommunalen Eigenbe-
trieben die öffentlich-rechtliche 
Organisationsform aufgegeben und 
einer privatrechtlichen Gesellschaft 

mit beschränkter Haftung (GmbH) 
Platz macht. Dann kann zunächst 
immer noch die Kommune der aus-
schließliche Eigentümer sein, aber 
die Wertschöpfung, die Personal-
politik etc. richtet sich mehr und 
mehr auf den grundlegenden Ge-
sichtspunkt der Gewinnerzielung 
aus, was eine Entdemokratisierung 
und einen Verzicht auf regionale 
Steuerung der Wirtschaftskreis-
läufe durch öffentliches Eigentum 
bedeutet.

Was steckt hinter der  
Politik der Privatisierung?

Schon Marx wies in seiner Kri-
tik der politischen Ökonomie da-
rauf hin, dass das nationale Kapital 
zunächst nicht daran interessiert 

Privatisierung 
zentrales Ziel neoliberaler Gesellschaftspolitik

der Produktivkraftsteigerung schon früh eine Grenze 
gesetzt, weshalb die Löhne verstärkt ins Zentrum der 
Aufmerksamkeit rücken. Nicht nur erspart sich der 
Staat ein Heer an BeamtInnen, über den Arbeitsplatz-
abbau und die verstärkte Konkurrenz sinken die Löh-
ne. Die Privatisierung hat für das Kapital jedoch nicht 
nur positive Folgen. Neben unklarer Preisentwicklung 
(Energie, Ölpreis), die Kalkulationen erschwert, gibt 
es doch des Öfteren auch Qualitätsverluste zu bekla-
gen (Infrastruktur, Bildung) und häufig werden auch 
die Gewinnerwartungen enttäuscht (wie beispielswei-
se bei Wasserprivatisierungen). Die Qualitätsverluste 
zerstören mitunter die allgemeinen Produktions- bzw. 
Verwertungsbedingungen des Kapitals. So in Großbri-
tannien, wo inzwischen die Bahn re-verstaatlicht wur-
de. Aber auch eine Deregulierung der Finanzmärkte, die 
vor allem auf Selbstkontrolle und die Effizienz der Mär-
kte setzt, wird vor dem Hintergrund von Krisen plötz-
lich kritisiert. Qualitätsverluste und die sozialen Folgen 
von Privatisierungen können zu Legitimationsproble-
men führen. Inzwischen wird sogar von einer „Krise 
der Privatisierung“ gesprochen. Dafür sprechen nicht 
nur durch Bürgerentscheide verhinderte Privatisie-
rungen (wie zumindest für drei Jahre bei den Leipziger 
Stadtwerken), sondern auch Meinungsumfragen, die 
die schwindende Zustimmung dokumentieren. Auch 
wenn dies durchaus als Riss in der neoliberalen Priva-
tisierungsidelogie gedeutet werden kann, so ist auch 
in Zukunft kaum von einer Rücknahme der Privatisie-
rungspolitik auszugehen. Nicht nur stehen viele Pri-
vatisierungsprojekte an (vor allem im Wohnungsbau), 
auch ist die Vorstellung vom effektiveren Markt tief im 
Alltagsverstand der Bevölkerung verankert. Die gegen-
wärtige Legitimationskrise leitet vielmehr eine zweite 
Phase der Privatisierung ein, in welcher die Probleme, 
Legitimationsprobleme und negativen Effekte der er-
sten Phase bedacht und im Rahmen weiterer Privati-
sierungen reflektiert werden. Es gibt also allen Grund 
Privatisierungen weiterhin als Feld linker Politik und 
Widerstands zu verstehen. Die Ambivalenz öffentlicher 
Güter - einerseits Verbesserungen der Lebensqualität 
der Menschen mit sich zu bringen, andererseits aber 
allgemeine Verwertungsbedingungen für das Kapital 
zu sein – sollte dabei nicht unterschlagen werden. 	

Sabine Nuss und Ingo Stützle
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